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— Entwurf einer Empfehlung des Rates
1. Der Haushaltsausschuss hat in mehreren Sitzungen im Januar und Februar 2016 in

Anwesenheit von Vertretern der Kommission und des Européischen Rechnungshofs den

Jahresbericht des Rechnungshofs zum Haushaltsjahr 2014" gepriift.

2. Der Jahresbericht enthdlt Beurteilungen beziiglich der Zuverldssigkeit der konsolidierten
Rechnungsabschliisse der EU und der RechtméBigkeit und OrdnungsmiBigkeit der zugrunde
liegenden Vorgénge zu den Einnahmen und Ausgaben des EU-Haushalts, die insgesamt die

Grundlage fiir die Zuverlissigkeitserkldrung (DAS)? des Rechnungshofs bilden.

' ABIL C373 vom 10.11.2015, S. 1.
"Déclaration d'assurance.

5583/1/16 REV 1 h;/CHA/sm 1
DG G 2A DE



Fiir das Jahr 2014 hat der Rechnungshof eine positive Beurteilung beziiglich der EU-
Jahresrechnung, der "Einnahmen" und der Zahlungen fiir "Verwaltungsausgaben" abgegeben;
fiir alle anderen Bereiche hat der Rechnungshof seine Beurteilung mit Einschrankungen

versehen.

Der Haushaltsausschuss hat Einvernehmen tiber den Entwurf einer Empfehlung des Rates zur
Entlastung der Kommission zur Ausfithrung des Gesamthaushaltsplans der Europdischen
Union fiir das Haushaltsjahr 2014 erzielt. Der Text ist in Addendum 1 zu diesem Vermerk

wiedergegeben.

Entsprechend den Schlussfolgerungen des Rates (Wirtschaft und Finanzen) vom 8. Mai 2000"
haben die Vorbereitungsgremien des Rates, die fiir die in den Sonderberichten des
Rechnungshofs behandelten Bereiche zusténdig sind, bereits bestimmte in den Jahres-
berichten des Rechnungshofs angefiihrte Sonderberichte nach dem vom Ausschuss der
Stindigen Vertreter festgelegten Verfahren priifen konnen. Im Anschluss an diese Priifungen

hat der Rat Schlussfolgerungen zu diesen Sonderberichten® angenommen.

Gemail der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Européischen Parlaments und des
Rates vom 25. Oktober 2012 iiber die Haushaltsordnung fiir den Gesamthaushaltsplan der
Union und zur Aufhebung der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates’,
insbesondere gemil deren Artikel 208 Absatz 2, und gemél der Haushaltsordnung der
einzelnen Einrichtungen obliegt es dem Rat, an das Europiische Parlament Empfehlungen
beziiglich der Entlastung der Einrichtungen zu richten, die nach dem AEUV oder dem
Euratom-Vertrag geschaffen wurden, mit Rechtspersonlichkeit ausgestattet sind und Beitrige
zulasten des Haushalts erhalten. Diese Empfehlungsentwiirfe werden dem Rat als gesonderter

A-Punkt zur Annahme vorgelegt®.
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14194/15, 14640/15, 15260/15 und 15265/15.

Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
25. Oktober 2012 iiber die Haushaltsordnung fiir den Gesamthaushaltsplan der Union und zur
Aufhebung der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates (ABI. L 298 vom
26.10.2102, S. 1).
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Gemadl der Verordnung (EG) Nr. 58/2003 des Rates vom 19. Dezember 2002 zur Festlegung
des Statuts der Exekutivagenturen, die mit bestimmten Aufgaben bei der Verwaltung von
Gemeinschaftsprogrammen beauftragt werden', insbesondere gemiB deren Artikel 14

Absatz 3, und gemif der Verordnung (EG) Nr. 1653/2004 der Kommission vom

21. September 2004 betreffend die Standardhaushaltsordnung fiir Exekutivagenturen geméf
der Verordnung (EG) Nr. 58/20037, insbesondere gemif deren Artikel 66 Absatz 1, obliegt es
dem Rat auBBerdem, Empfehlungen beziiglich der Entlastung, die den Exekutivagenturen zu
erteilen ist, an das Europdische Parlament zu richten. Diese Empfehlungsentwiirfe werden

dem Rat ebenfalls als gesonderter A-Punkt zur Annahme Vorgelegt3.

GemalB den jeweiligen Griindungsrechtsakten und im Falle des européischen gemeinsamen
Unternehmens fiir den ITER und die Entwicklung der Fusionsenergie sowie des gemeinsamen
Unternehmens SESAR auch geméal3 Artikel 208 Absatz 2 der Verordnung (EU, Euratom)

Nr. 966/2012 obliegt es dem Rat zudem, an das Europédische Parlament Empfehlungen
beziiglich der Entlastung der gemeinsamen Unternehmen zu richten. Diese Empfehlungs-

entwiirfe werden dem Rat ebenfalls als gesonderter A-Punkt zur Annahme vorgelegt®.
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9.  Der Ausschuss der Stindigen Vertreter wird ersucht, dem Rat vorzuschlagen, dass er

—  die Empfehlung des Rates zur Entlastung der Kommission zur Ausfiihrung des
Gesamthaushaltsplans der Europédischen Union fiir das Haushaltsjahr 2014 in der in

Addendum 1 wiedergegebenen Fassung annimmt;

— die im ANHANG zu Addendum 1 enthaltenen allgemeinen Bemerkungen, die dieser

Empfehlung beigefiigt sind, billigt;

— den Présidenten des Rates beauftragt, dem Européischen Parlament die obengenannte
Empfehlung des Rates mit den ihr beigefiigten Bemerkungen zu {ibermitteln, und den in

ANLAGE 2 wiedergegebenen Entwurf eines entsprechenden Schreibens billigt;

—  die in ANLAGE 1 wiedergegebene gemeinsame Erklarung Schwedens und des

Vereinigten Konigreichs in sein Tagungsprotokoll aufnimmt.
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ANLAGE 1

Gemeinsame Erklirung Schwedens und des Vereinigten Konigreichs zur Entlastung zur

Ausfiihrung des EU-Haushaltsplans fiir 2014

Bezugnehmend auf

— den Jahresbericht des Europédischen Rechnungshofs iiber die Ausfiithrung des EU-
Haushaltsplans zum Haushaltsjahr 2014,

— die Entlastung der Kommission zur Ausfithrung des EU-Haushaltsplans flir das Haushaltsjahr
2014,

— den Entwurf der Empfehlung des Rates zur Entlastung der Kommission zur Ausfithrung des

Gesamthaushaltsplans der Europdischen Union fiir das Haushaltsjahr 2014,

erklaren das Vereinigte Konigreich und Schweden Folgendes:

Sie bedauern sehr, dass der Europédische Rechnungshof zum einundzwanzigsten Mal in Folge keine
uneingeschrankte Zuverlédssigkeitserklarung beziiglich des EU-Haushaltsplans als Ganzen abgeben
konnte und dass die Gesamtfehlerquote bei den Ausgaben nach wie vor erheblich liber dem
akzeptablen Schwellenwert von 2 % liegt und sich im Vergleich zum Vorjahr nur geringfiigig,

nidmlich auf 4,4 %, verringert hat.

Sie betonen, dass einer unabhiangigen Priifung der EU-Mittelverwendung auf EU-Ebene grof3e
Bedeutung zukommt und begriilen sehr den im Jahresbericht 2014 dargelegten neuen Ansatz des
Rechnungshofs bei der Wirtschaftlichkeitspriifung, bedauern jedoch die aus dieser Priifung

resultierenden entmutigenden Schlussfolgerungen.

Sie begriiflen eine Beratung iiber die Frage, wie der EU-Haushalt zu gestalten wére, um besser die
allgemeinen politischen Prioritéten unterstiitzen, Ergebnisse hervorbringen und auf unvorher-
gesehene Herausforderungen reagieren zu konnen; ferner wiirdigen sie in diesem Zusammenhang

die Initiative der Kommission fiir einen ergebnisorientierten Haushalt.
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Sie ermutigen die Kommission und den Rechnungshof, bei der Ermittlung praktischer, operativer
und messbarer Ziele fiir EU-Programme zusammenzuarbeiten, und zwar vorrangig durch auf EU-
Ebene festgelegte Ziele und Partnerschaftsabkommen, die es ermoglichen, die politischen
Prioritaten der EU in produktive Ergebnisse umzuwandeln, und dies verbunden mit dem am besten

geeigneten und wirksamsten System zur Messung der Leistung in Bezug auf diese Ziele.

Sie weisen darauf hin, dass die einzelnen Ausgabenbereiche sehr unterschiedliche Fehlerquoten
aufweisen, und dass sich die Kommission und der Rechnungshof deshalb deutlich auf die Bereiche
konzentrieren sollten, bei denen eine hohe Gefahr besteht, dass erhebliche Fehler auftreten, um fiir

Verbesserung zu sorgen, ohne notwendigerweise mehr Kontrollen einzufiihren.

Sie fordern die Kommission und die Mitgliedstaaten dringend auf, weitere Moglichkeiten zu
ermitteln, wie die komplexen Vorschriften und der Regelungsrahmen fiir die Ausgaben des EU-
Haushalts vereinfacht werden konnen, um ihre Einhaltung zu verbessern, und den Schwerpunkt
zudem verstdrkt auf Ex-ante-Kontrollen zu legen, anstatt sich lediglich auf Ex-post-Kontrollen zu

stlitzen, um so dazu beizutragen, dass Zahlungen im ersten Anlauf korrekt ausgefiihrt werden.

Angesichts der groBBen Verzogerungen bei der Einleitung der Programme des
Programmplanungszeitraums 2014-2020 heben sie hervor, wie wichtig es ist, dass die Kommission
und die Mitgliedstaaten friihzeitig umfassende Anleitungen und Schulungen bieten, um eine
korrekte Auslegung der Vorschriften sicherzustellen, und ersuchen die Kommission nachdriicklich
um eine engere Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten, um die Griinde fiir die systembedingten

und wiederholten Fehler zu verstehen und sie zu beseitigen.

Sie bedauern, dass der Rechnungshof zu der Einschitzung gelangt, dass die Fehlerquote deutlich
niedriger hitte ausfallen konnen, wenn die Behorden der Mitgliedstaaten die verfiigbaren
Informationen besser genutzt hitten, um Fehler zu verhindern, aufzudecken und zu berichtigen,

bevor die Ausgaben der Kommission gemeldet wurden.

Sie sprechen sich gegen den Vorschlag der Kommission aus, weitere alternative mehrjéhrige
Fehlerquoten einzufiihren, die der unabhéngigen Methode des Rechnungshofs zur Schétzung der

Fehlerquote im EU-Haushalt abtriglich sein konnten.
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Sie fordern die Kommission nachdriicklich auf, die einvernehmlich vereinbarten Obergrenzen der
Mittel fiir Zahlungen einzuhalten, und dies insbesondere, indem die Finanzdisziplin in Bezug auf
Mittelbindungen gewahrt wird, die Mittelbindung nicht verwendeter Mittel effektiv aufgehoben
wird, um Spielraum fiir neue Priorititen und Programme zu schaffen, die Transparenz durch die
Bereitstellung langfristiger Prognosen verbessert wird und das Gleichgewicht zwischen

Verpflichtungen und Zahlungen gewahrt bleibt.

Sie weisen auf die Empfehlung des Rechnungshofs hin, wonach die Kommission ihre Bemiihungen
um Verringerung iiberméBig hoher Kassenmittelbestinde bei den Finanzierungsinstrumenten
verstdrken sollte, angesichts der Tatsache, dass in diesen Finanzierungsinstrumenten iiber

14 Mrd. EUR an ungenutzten Mitteln gebunden bleiben, die fiir die Finanzierung dringenderer

Bediirtnisse und Priorititen verwendet werden konnten.

5583/1/16 REV 1 h;/CHA/sm 7
ANLAGE 1 DG G 2A DE



ANLAGE 2

ENTWURF EINES SCHREIBENS

des Préasidenten des Rates

an den Prisidenten des Europidischen Parlaments

Sehr geehrter Herr Prisident,

gemil Artikel 319 Absatz 1 des Vertrags liber die Arbeitsweise der Europdischen Union darf ich
Thnen mit gesondertem Schreiben' die Empfehlung des Rates vom 12. Februar 2016 zur Entlastung
der Kommission zur Ausfithrung des Gesamthaushaltsplans der Europédischen Union fiir das

Haushaltsjahr 2014 tibermitteln.

[Schlussformel]

! Dok. 5583/1/16 REV 1 FIN 57 PE-L 3 + 5583/16 ADD 1 FIN 57 PE-L 3.
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	– die Empfehlung des Rates zur Entlastung der Kommission zur Ausführung des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union für das Haushaltsjahr 2014 in der in Addendum 1 wiedergegebenen Fassung annimmt;
	– die im ANHANG zu Addendum 1 enthaltenen allgemeinen Bemerkungen, die dieser Empfehlung beigefügt sind, billigt;
	– den Präsidenten des Rates beauftragt, dem Europäischen Parlament die obengenannte Empfehlung des Rates mit den ihr beigefügten Bemerkungen zu übermitteln, und den in ANLAGE 2 wiedergegebenen Entwurf eines entsprechenden Schreibens billigt;
	– die in ANLAGE 1 wiedergegebene gemeinsame Erklärung Schwedens und des Vereinigten Königreichs in sein Tagungsprotokoll aufnimmt.
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